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Kommunalparlamente 
-Demokratie, lokale; Eliten, lokale; Großstadtpolitik; Kommunal-
recht; Kommunalverj'assungssysteme; Kommunalverwaltung; Par-
teien 111. 11; Satzungsalltonomie. 
1. Wesend. normative Grllndlagen für die Arbeit der KParllegt das 
GG (Art. 28, Abs.l,S.2) fest, indem es für die Gemeinden (G.) und 
Kreise (Kr.) die Einrichtung einc;r aus freien, gleichen, allg., unmittelb. 
und geheimen Wahlen hervorgegangenen Volksvertretung (kom. Ver-
tretungskörperschaft, KV, auch: Stadt-/Gemeindevertretung, Stadt-I 
Gemeinderat, Stadtverordnetenversammlung) vorschreibt. Damit de-
fInien es die repräsentative - Demokratie als das für die kom. Ebene 
(hier: Städte und Gem.) verbindI. Organisationsprinzip (Ausn.: 
Gem.-Versammlung in Kleingem. gem. Art. 28, Abs.l,S.3). Die Rolle 
der KV als Hauptorgan der Gem. ergibt sich aber nicht zwangsläufig 
aus den Bestimmungen des GG. Diese verbieten ledig!. ein .kompe-
tenzielles Schattendasein- (Stern) des KParl. Größere Bedeutung 
kommt in diesem Zus.hang den Vorschriften der Inneren Gemeinde-
verfassung (GVerf.) sowie den Aufgabenkatalogen der KParl in den 
GO der Länder zu (- Kommunalrecht). 
2. Die Innere GVerj'. enthält wichtige Hinweise auf die normative Rol-
le des KParl im gemeindl. Entscheidungsprozeß, insbes. auf das Vor-
handensein weiterer Gem.-Organe und deren Beziehung zur KV.'Das 
Kommunalverfassungsrecht unterscheidet zwischen einer monisti-
schen und einer dllaÜstischen GVerf .• die dem KParl eine jeweils unter-
schied!. formale Machtposition zuweisen. Die monist. GVerf. behan-
delt die KV als einziges gemeindI. Entscheidungsorgan mit einem ori-
ginären Kompetenzbereich (vg!. GONW 55 7,27). Die weiteren in der 
GO erwähnten Entscheidungsträger erfüllen ihre Aufgaben nicht in ei-
gener Zuständigkeit, sondern nach den Weisungen und unter der Kon-
trolle des KParl. Demgegenüber geht die dualist. GVerf. von einer 
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Aufgabenteilung zwischen dem KParl und dem Gem.-Vorstand (Bür-
germeister, Oberbgm.) aus. Sie ordnet der KV die Erfüllung der 
.wichtigen Gem.-Angelegenheiten- zu und überträgt dem Gem.-Vor-
stand die lfd. VerwaltHngsgeschäfte, die LeitHng der VerwaltHng, die 
AHßenflertretHng der Gem. sowie die Erledigung der staad. AHftrags-
angelegenheiten (vgl. S 47 GORP, S 44 GOBW) in eigener Verant-
wortHng. So nennen die GOBW (S 23) und die GORP (S 28) aus-
drück!. die KV und den Bgm. als die Gem.-Organe (-+ Kommunal-
verfassungssysteme ). 
In Abweichung von den formal bestehenden Unterschieden bildeten 
sich in der kom. Praxis dem dualist. Modell angenäherte Verhältnisse 
heraus. Dabei scheint die Verw. ihren Kompetenzbereich weit über 
den im dualist. Modell vorgezeichneten Rahmen auszudehnen. 
3. Die BeratHng Hnd BeschlHßfassung in allen wichtigen Gem.-Angele-
genheiten ist unabhängig von der Art der Inneren GVerf. dem KParl 
vorbehalten. Die umfangreichen Aufgabenkataloge der GO (vgl. S 28 
GONW, S 32 GORP, SS 24,31 GOBW) erwähnen die Zuständigkeit 
für den Erlaß flon SatzHngen (bes. Haushaltssatzg., Bebauungsplan), 
für mittel- Hnd langfristige kom. - Planungen (bes. : mittelfristige In-
vestitionspl.), für die Änderung des Gem.-Gebiets, die EinrichtHng 
kom. Betriebe, die Übernahme freiwilliger Selbstflerwaltungsangele-
genheiten u.a.m .. In allen Bundesländern, Bay. und BWausgenom-
men, wählt das KParl den Gem.-Vorstand bzw. Verwalmngschef. In 
allen genannten Aufgabenbereichen besitzt die KV das Recht, generel-
le Regelungen zu treffen (-+ Satzungshoheit) und sicb in den Ablauf 
einzelner Verw.-Angelegenbeiten einzuschalten. 
Aus der Zuordnung dieser Aufgaben zur KV ergibt sicb allerdings 
nicht deren völlige Unabhängigkeit bei der Beratung und Beschlußfas-
sung. Neben staatl. Vorgaben schränkt die flerw.-interne Entschei-
dHngworbereitung den Handlungsspielraum des KParl ein. Im moder-
nen Planungs- und Leistungsstaat erweist sich die Trennung der Zu-
ständigkeit für die Vorbereitung einer Entscheidung (Verw.) und für 
die Beschlußfassung (Rat) als Fiktion. Die Entscheidung über die 
Durchführung einer kom. Aufgabe ist in der Praxis das Ergebnis eines 
komplizierten Aushandlungsprozesses zwischen den parlamentar. und 
administrat. -+ Eliten, in den im Bedarfsfalle öro. Interessengruppen 
und überöro. Instanzen einbezogen sind. Gerade im Kernbereich der 
kom. Aufgaben wirkt der Rat weder als außengesteuerte Abstim-
mungsmaschine noch als Souverän. Er ist durch seine Experten und 
sein Führungspersonal an den potit. Entscheidungen beteiligt. 
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4. Die Praxis parlamentar. Arbeit in der Gern. ist von der Veränderung 
der polit. Rahmenbedingungen beeinflußt. In der tradit. SV-Ideologie 
war die KV als Versammlung unabhängiger Bürger konzipiert, deren 
gesunder Menschenverstand das Expertenwissen der Verw. ergänzen 
sollte. Die Durchsetzung des Parteienstaates in der KPol prägt heute 
die Ratsarbeit. Zu einem wichtigen Prinzip wurde die teilw. in den 
Muster-GO zur GO festgelegte Organisation der fast ausschließl. par-
teigebundenen Ratsmitglieder zu Fraktionen, denen bei der Vorberei-
tung der Plenar- und Ausschußarbeit eine Schlüsselfunktion zu-
kommt. Bes. in Großstädten arbeitet die Fraktionsführung de facto 
weithin hauptamtl. und kann z. T. auf einen Stab vollzeitbeschäftigter 
Mitarbeiter zurückgreifen. Mit zunehmender Gem.-Größe steigt auch 
die Bedeutung der Ratsausschüsse, die teils beschließende, teils bera-
tende Aufgaben erfüllen (vgl. GOBW §§ 39-41; GORP §§ 44-46) 
und von den Fraktionen proportional zu ihrer Stärke beschickt wer-
den. Einige GO sehen die Bildung best. Ausschüsse verpflichtend vor 
(vgl. GONW § 41, Abs. 2; GOSH § 39, Abs. 2: HauptA, Finanz- und 
RechnungsprüfungsA). Als bes. einflußreich gelten weiterhin der 
BauA und der PersonalA. Von der Möglichkeit, nicht dem Rat angehö-
rige Bürger in Ausschüsse zu wählen, machen die Fraktionen in sehr 
unterschiedl. Maße Gebrauch. 
Fraktionen und Ausschüsse stellen zwischenzeitl. die Scharniere im 
kom. Entscheidungsprozeß dar. Nicht allein in dieser Hinsicht hat sich 
eine Angleichung der Arbeit der KParl an die staatl. Parlamente voll-
zogen. Mit der Politisierung der Verw. stehen sich bei der Ratsarbeit 
zunehmend die Verwaltung und die Mehrheitsfraktion einerseits und 
die Minderheitsfraktion in der KV als polit. Gegenspieler gegenüber. 
Ein reines .Regierungs-/Oppositionsmodell- konnte sich aber bislang 
aus den verschiedensten Gründen, u.a. wegen der unterschiedl. Amts-
zeiten von Rat (4-6}.) und Verw.-Spitze (6-12}.), nicht durchsetzen. 
Für den Ablauf der Ratssitzungen sind neben der Vorarbeit der Frak-
tionen und Ausschüsse die Leitung der Sitzung und die Zulassung der 
-- Öffentlichkeit bedeutsam. Einige GO trennen die Verw.-Leitung 
von der legislativen Führungsrolle (NW, NS, He., SH) und geben da-
mit dem Rat formal eine größere Eigenständigkeit. In den übrigen 
Bundesländern mit einköpfiger polit. Führungsstruktur dagegen kann 
der Verw.-Chef über die Festlegung der Tagesordnung und über die 
Leitung der Ratssitzung die Arbeit des KParl in erhebl. Umfang steu-
ern. Der Einfluß der Verw. auf die Ratsarbeit verstärkt sich weiter, 
wenn die Verw.-Spitze zugleich den Vorsitz in den Ratsausschüssen 
übernimmt. 
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Die Öffentüchleeit verfügt grds. über freien Zugang zu den Ratssitzun-
gen, sofern nicht das öffend. Wohl oder berechtigte Interessen einzel-
ner Bürger einen Ausschluß der Öffendichkeit verlangen (v.a. bei Per-
sonal- und Grundstücksangelegenheiten). Die Ausschüsse und Frak-
tionen als die wichtigsten Vorbereitungsgremien tagen allerdings i.d.R. 
nicht-öffend., so daß die praktische Bedeutung der gesetzl. Bestim-
mungen nicht überschätzt werden sollte. Auch der schwache Besuch 
der Ratssitzungen trägt dazu bei, daß vermittelnde Instanzen (- Par-
teien, Interessengruppen, - Lokalzeitungen) in den Informationsaus-
tausch zwischen Rat und Öffendichkeit eingeschaltet sind. 
4. Die Stellung Jer](V als Parwment blieb bis heute umstritten. Befür-
worter eines parlamentar. Modells der Ratsarbeit verweisen auf die tat-
sächl. Entwicklung, Kritiker auf die bes. Rechtsstellung des Ratsmit-
glieds (Mischung parlamentar. und beamtenrechd. Elemente), die SV-
Tradition, die nur ansatzweise ausgeprägte Souveränität der KV sowie 
deren Einbeziehung in die Erfüllung einzelner Verw.-Angelegenheiten 
als typische Unterscheidungsmerkmale. Die Auseinandersetzung ist 
vermud. kaum beizulegen, da beide Auffassungen - aus ihrer je spe-
zif. Perspektive - zutreffen. Zudem stellt sich die Frage, ob die Rats-
arbeit in Großstädten (Großstadtpolitik) nicht andere polit. Organisa-
tionsformen zuläßt als die in Klein- und Mittelstädten oder Land-
gern .. 
Oscar W. Gabriel 
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